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Einzelinformation Nr. 357/68 über Stellungnahmen führender Kreise der evangelischen und katholischen Kirche der  zum

Verfassungsentwurf und Volksentscheid

Quelle

, ,  1469, Bl. 1–8 (7. Expl.).

Serie

Informationen.

Verteiler

Ulbricht, Honecker, Stoph, Verner, Barth (über /4) – : Schröder/ /4, Ablage.

Datum

Zusätzlicher Datumsstempel vom 31.3.1968.

Vermerk

Im Verteiler hinter Ulbricht, Honecker, Stoph, Verner: »persönlich über Beater«.

Dem  wurde zuverlässig bekannt, dass am 28.3.1968 in Berlin in der Kirchenkanzlei der »Evangelischen Kirche der Union« eine Beratung zu

Problemen der modernen Theologie stattgefunden hat, an der u. a. Bischof Fränkel1/Görlitz, Kirchenpräsident Hildebrandt2/Berlin und

Oberkirchenrat Timm3/Schwerin teilnahmen.

Einziger Tagungsordnungspunkt waren die Ausführungen Bischof Fränkels zum Thema »Kirche in der Welt«. In diesem Zusammenhang hat er

auch zum überarbeiteten Verfassungsentwurf der 4 Stellung genommen. Er legte dabei noch einmal den bekannten Standpunkt der

evangelischen Bischöfe dar, wie er bereits in ihrer Eingabe an die Regierung der  zum Ausdruck gekommen ist. 5

In der anschließenden Aussprache zu diesem Problem wurde besonders die Initiative und Haltung der katholischen Bischöfe gegen den

Verfassungsentwurf6 hervorgehoben. In diesem Zusammenhang wurde bedauert, dass der Vorsitzende der Bischofskonferenz der

evangelischen Bischöfe der , Bischof Krummacher 7/Greifswald, das geschlossene Handeln der evangelischen Bischöfe der  durch

seine eigenmächtige positive Stellungnahme zum Verfassungsentwurf, die in der Presse veröffentlicht wurde, unmöglich gemacht habe.8

Aus diesem Grunde plädierte Bischof Fränkel/Görlitz sehr massiv für die Einberufung einer neuen Bischofskonferenz der evangelischen

Bischöfe der  noch vor dem Volksentscheid.

Auf Initiative von Bischof Fränkel und Kirchenpräsident Hildebrandt wurde telefonisch der Versuch unternommen, Bischof Krummacher in

seiner Eigenschaft als Vorsitzender der Bischofskonferenz zu beeinflussen, für den 29.3.1968 eine Bischofskonferenz nach Berlin einzuberufen.

Das Gespräch mit Krummacher führte Oberkonsistorialrat Jungklaus9/Berlin, leitender Mitarbeiter der Kirchenkanzlei der .

Über den Verlauf dieses Gesprächs wurde bekannt, dass Krummacher eine nochmalige Konferenz der Bischöfe der  zu diesen Fragen

abgelehnt hat. Als Begründung für seine ablehnende Haltung wurde von ihm angeführt, mit der bereits bekannten schriftlichen Eingabe der

evangelischen Bischöfe der  an den Staatsratsvorsitzenden Genossen Walter Ulbricht 10 sei von der evangelischen Kirche ein klarer

Standpunkt zum Verfassungsentwurf bezogen worden. Eine nochmalige Beratung dieses Problems sei deshalb nicht notwendig. Außerdem

wäre er durch die gegenwärtig in Züssow tagende Frühjahrssynode des Konsistorialbezirks Greifswald voll in Anspruch genommen. (Wie dem

 zur Haltung von Krummacher weiter bekannt wurde, hat er am 29.3. auf einer internen Beratung mit den Konsistorialräten des

evangelischen Konsistorialbezirkes Greifswald zum Ausdruck gebracht, er habe die Absicht, sich am Volksentscheid zu beteiligen. Gleichzeitig

empfahl er den Angestellten des Konsistoriums, ebenfalls am Volksentscheid teilzunehmen.)
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Am 29.3.1968 fand eine weitere Beratung in der Kirchenkanzlei der  in Berlin, Auguststraße, statt. An dieser Beratung nahm neben dem

bereits genannten Personenkreis noch zusätzlich Bischof Beste11/Schwerin teil. Auf der Tagesordnung stand die Auswertung eines im

Predigerseminar Hermannswerder bei Potsdam durchgeführten Lehrganges mit Pastoren und Katecheten der evangelischen Landeskirchen.

Über den neuen Verfassungsentwurf und den Volksentscheid ist nach einer internen Erklärung von Bischof Beste nicht mehr gesprochen

worden.

Zur Haltung von Bischof Beste zum neuen Verfassungsentwurf und zum Volksentscheid wurde dem  intern bekannt,

Gegenüber seinem engeren Mitarbeiterkreis äußerte Bischof Beste, dass er sich am Volksentscheid beteiligen wird.

Eine gleiche Bereitschaft erklärten auch die Mitarbeiter des Konsistoriums der Mecklenburgischen Landeskirche, Kirchenpräsident Dr.

Müller12/Schwerin, Oberkirchenrat Gasse 13/Schwerin und Superintendent Dr. Steinbrecher 14/Wismar.

Weiter wurde bekannt, dass am 2.4.1968 eine turnusmäßige Besprechung mit dem Landessuperintendenten der Mecklenburgischen

Landeskirche zu theologischen und innerkirchlichen Fragen stattfindet. An dieser Besprechung will Bischof Beste, entgegen der sonstigen

Gepflogenheit, teilnehmen. Dabei will er den oben erwähnten Standpunkt zum Volksentscheid zur sozialistischen Verfassung allen

Landessuperintendenten darlegen und damit auch bereits vorliegende Anfragen seitens einiger Landessuperintendenten beantworten.

Zur Haltung der Katholischen Kirche der  wurde dem  Folgendes bekannt: Kardinal Bengsch 15 hat für den 4.4.1968 eine Konferenz

der Bischöfe der , die katholische Ordinarienkonferenz, nach Berlin einberufen. Aus diesem Grunde hat er sich am 29.3.1968 mit Bischof

Schaffran16/Görlitz und Bischof Aufderbeck 17/Erfurt, die er nach Berlin bestellt hat, konsultiert. Beide sollen ihn bei den möglichen

Vorschlägen, die er auf der Bischofskonferenz machen wird, unterstützen.

Bengsch hat vorerst angewiesen, am Sonntag, dem 31.3.1968 in den katholischen Kirchen der  kein Hirtenwort und keine Predigt, in

denen gegen die Volksabstimmung Stellung genommen wird, zu verbreiten. Zur Volksabstimmung soll am 31.3.1968 in keinem Gottesdienst

Stellung genommen werden. Da es offensichtlich bei einigen Geistlichen andere Auffassungen gab, hat der Kardinal zum Ausdruck gebracht,

dass er in solchen entscheidenden Fragen wie der Verfassungsfrage keine Alleingänge dulde. Über dieses Problem hat er sich mit Schaffran

und Aufderbeck ebenfalls konsultiert.

Am 29.3.1968 hat Kardinal Bengsch noch eine Beratung mit einigen Ordinariatsräten durchgeführt, in der die Verfassung und der

Volksentscheid behandelt worden sind. An dieser Sitzung nahmen folgende Ordinariatsräte teil:

In dieser Beratung kam es zu heftigen Auseinandersetzungen, in deren Ergebnis sich jedoch die von Prälat Groß vorgetragene Auffassung

durchsetzte. Prälat Groß erklärte, dass in dem neuen Verfassungsentwurf, vor allem in dem Artikel 20,22 dem Grundanliegen der Kirche

Rechnung getragen worden ist. Der Staat der  muss sehen können, dass die Eingaben der Bischöfe der katholischen Kirche von dem

ehrlichen Bemühen um das Grundanliegen der Kirche, der Glaubens- und Gewissensfreiheit, getragen waren. Glaubens- und Gewissensfreiheit

sind jetzt in die Verfassung aufgenommen worden, darum muss die Kirche, gleich wie jeder Einzelne zum Sozialismus steht, Dankbarkeit zum

Ausdruck bringen. Außerdem würde er jedem empfehlen, den Bericht von Prof. Correns23 zur Verfassungsdiskussion 24 ausführlich zu

studieren, denn dieser sei einmütig von der Volkskammer angenommen worden. In diesem Bericht könne man lesen, dass die ungehinderte

Ausübung der Seelsorge und der gemeinnützigen Tätigkeit der Kirche durch die Verfassung garantiert sind. Alles andere sei auf dem

Verhandlungswege zu klären, der im Grunde genommen für die katholische Kirche nicht neu ist. Er verwies in diesem Zusammenhang auf

bereits durchgeführte Verhandlungen, z. B. mit dem  über die Angestellten der kirchlichen Krankenhäuser, die diesen Institutionen eine

rechtliche Grundlage gegeben haben. Groß erklärte weiter, dass man die gesamte Entwicklung in der  sehen müsse. Dann könne man

feststellen, dass kein Grund zum übergroßen Pessimismus vorhanden sei. Bei allen Schwierigkeiten habe es noch immer einen Weg gegeben,

um mit dem Staat sachlich über kirchliche Interessen zusprechen. Er persönlich glaube nicht, dass in nächster Zeit umfassende Änderungen auf

diesem Gebiet auch nur geplant sind.

Prälat Schmitz reagierte scharf auf diese Ausführungen von Groß und erklärte, der neue Entwurf, vor allem aber die Formulierung im Artikel 39,

 2, 25 dass Näheres durch Verhandlungen mit der Kirche geregelt werden kann, dem Staat doch viele Möglichkeiten der Unterdrückung der

Kirche offenließe. Außerdem seien in der Verfassung auch solche Regeln des Völkerrechts, wie z. B. die Freizügigkeit des Wohnsitzes, völlig

offengelassen worden.

Daraufhin wurde von Groß erklärt, dass auch solche Artikel, wie das Recht auf einen Arbeitsplatz, in der Verfassung stünden, die seiner

Meinung nach für den werktätigen Katholiken wichtiger sind als Fragen der Freizügigkeit des Wohnsitzes.
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dass er eine nochmalige Stellungnahme der Bischöfe zum neuen Verfassungsentwurf für überflüssig hält,–

dass er seinen Geistlichen die Entscheidung zur Teilnahme am Volksentscheid selbst überlässt, weil es eine politische Frage sei, die jeder vor

seinem Gewissen selbst entscheiden muss,

–

und dass er in seiner Eigenschaft als Bischof keine Weisungen, Kanzelabkündigungen bzw. Verhaltensrichtlinien an die Oberkirchenräte,

Pfarrer und kirchlichen Angestellten seiner Landeskirche geben wird.
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Prälat Schmitz, Theodor,19 Referat Priester und Theologen;–

Prälat Dissemond, Paul,20 Referat Seelsorge und Akademiker;–

Prälat Groß, Otto,21 Referat Presse und Publizistik.–
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Dem schloss sich Weihbischof Theissing an, der zum Ausdruck brachte, man dürfe sich jetzt dem Staat gegenüber keine Blöße geben. Es dürfe

nicht der Eindruck entstehen, dass die katholische Kirche für Privilegien, z. B. für das Eigentum, gekämpft habe und alles andere nur Gerede

gewesen sei. Das Eigentum sei seiner Meinung nach – obwohl nicht in der Verfassung fixiert – trotzdem gesichert. Man müsse sich mit dem

Gedanken vertraut machen, es handele sich um eine sozialistische Verfassung und eine Rückkehr zur Weimarer Republik und deren Verfassung

sei nicht möglich.

Kardinal Bengsch ließ sich von Groß und Theissing überzeugen. Er erkundigte sich, ob in den Wahllokalen Kabinen vorhanden seien und

äußerte, dass – wenn er sich darüber Gewissheit verschafft habe – er bei der Bischofskonferenz den Bischöfen empfehlen werde, am

Volksentscheid teilzunehmen. Er selbst würde unter diesen Umständen ebenfalls am Volksentscheid teilnehmen. (Bisher hat der Kardinal an

keiner Wahl in der  teilgenommen.) Es wurde dann Einmütigkeit darüber erzielt, dass auf der Bischofskonferenz am 4.4.1968 ein Brief an

den Staatsratsvorsitzenden Genossen Walter Ulbricht entworfen werden soll, in dem u. a. der Dank der katholischen Bischöfe für die

Veränderungen in der Verfassung, vor allem über die aufgenommene Glaubens- und Gewissensfreiheit, zum Ausdruck gebracht werden soll. In

diesem Zusammenhang erklärte Prälat Groß, dass er dies für richtig halte, weil es seiner Meinung nach nicht Aufgabe der Kirche sei, die

Vergangenheit zu konservieren, sondern ihre Aufgabe sei es, an der Zukunft mitzubauen.

Keine Einmütigkeit wurde darüber erzielt, ob und wie die katholischen Geistlichen, die alle mit der Eingabe der katholischen Bischöfe an den

Staatsratsvorsitzenden Genossen Walter Ulbricht vertraut gemacht worden waren, informiert werden, dass mit dem Artikel über die Glaubens-

und Gewissensfreiheit dem wichtigsten Grundanliegen der Kirche Rechnung getragen wurde. Zur Klärung dieser Angelegenheit wollen sich

Prälat Groß und Prälat Zinke,26 Leiter des deutschen Caritas-Verbandes in Berlin, bei Kardinal Bengsch einzusetzen.

Aus dem Franziskaner-Orden, Niederlassung Halle, wurde bekannt, sofort nach Veröffentlichung des neuen Verfassungsentwurfs wurden alle

Ordensmitglieder sehr eingehend mit dem Text vertraut gemacht. Allgemein wurde es als ein Entgegenkommen des Staates betrachtet, dass

die Glaubens- und Gewissensfreiheit entsprechend den Vorschlägen der katholischen Kirche in den neuen Entwurf Eingang gefunden hat.

Allerdings ließe auch der neue Entwurf die Frage der Erziehung und des Eigentums offen. Bis jetzt sei vorgesehen, dass sich trotzdem alle

Franziskaner an dem Volksentscheid beteiligen. Wenn jedoch bekannt wird, dass man nur mit »Ja« stimmen könne, wäre eine Beteiligung nicht

möglich. Die meisten Ordensangehörigen würden sowieso mit »Ja« stimmen, ihnen ginge es lediglich um das Gefühl, an einer freien

demokratischen Wahl teilzunehmen. (Entsprechend der Ordnung des Franziskaner-Ordens ist anzunehmen, dass diese Regelung für alle

Ordensniederlassungen gilt.)

Im Interesse der Sicherheit der Quellen ist eine publizistische Auswertung nicht möglich.

1

Hans-Joachim Fränkel, Jg. 1909, evangelischer Pfarrer, 1964–79 Bischof der Evangelischen Kirche von Schlesien in Görlitz (1968 in

Evangelische Kirche des Görlitzer Kirchenbezirks umbenannt).

2

Franz-Reinhold Hildebrandt, Jg. 1906, 1952–72 Präsident der Kirchenkanzlei der , 1961–78 Direktor der Evangelischen

Forschungsakademie und Oberdomprediger am Berliner Dom.

3

Hermann Timm, Jg. 1907, evangelischer Pfarrer, 1958–75 Oberkirchenrat in Schwerin.

4

Am 31.1.1968 präsentiert Walter Ulbricht vor der Volkskammer den Entwurf einer neuen Verfassung der , die zu erarbeiten auf dem VII.

Parteitag der  beschlossen worden war. Ulbricht appellierte an die Bevölkerung, den Entwurf zu diskutieren, bevor er am 6.4.1968 durch

eine Volksabstimmung beschlossen werden sollte. Vgl. Von Walter Ulbricht vor der Volkskammer als Entwurf begründet: Die Verfassung des

sozialistischen Staates deutscher Nation. In:  v. 1.2.1968, http://zefys.staatsbibliothek-berlin.de/ddr-presse/ergebnisanzeige/?

purl=SNP2532889X-19680201-0-1-1-0 (letzter Zugriff: 1.7.2018).

5

Vgl. Anlage 2 zur Information 179/68.

6

Kardinal Bengsch teilte in zwei Briefen an Ulbricht »seine ernste Besorgnis« über die Aussagen des Verfassungsentwurfes über die Stellung der

Kirchen mit. – Kardinal Bengsch an Walter Ulbricht, 26.2.1968;  DY 30/3754, Bl. 7.

7

Friedrich-Wilhelm Krummacher, Jg. 1901, evangelischer Pfarrer, 1955–72 Bischof der Pommerschen Evangelischen Kirche in Greifswald, 1960–

68 Vorsitzender der Konferenz der Evangelischen Kirchenleitungen in der , 1961 Mitglied des Rates der .

8

Krummacher hatte vor dem Bischofstreffen in Lehnin dem Evangelischen Nachrichtenagentur (ena) ein Interview zu dieser Frage gegeben.

Vgl. Ruthendorf-Przewoski, Cornelia von: Der Prager Frühling und die evangelischen Kirchen in der . Göttingen 2015 (Arbeiten zur

Kirchlichen Zeitgeschichte, Reihe B: Darstellungen; 60), S. 71, Fn. 141.
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9

Es ist nicht sicher festzustellen, ob Sieghild Jungklaus, Jg. 1915, evangelische Pfarrerin, 1964 Oberkirchenrätin in Berlin-Brandenburg, oder

Dietrich Jungklaus, Jg. 1912, evangelischer Pfarrer, Superintendent in Berlin-Friedrichshain, gemeint ist.

10

Walter Ulbricht, Jg. 1893, 1950–71 General- bzw. Erster Sekretär des  der , 1960–73 Vorsitzender des Staatsrates der .

11

Niklot Beste, Jg. 1901, evangelischer Pfarrer, 1946–71 Landesbischof der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburg, 1954–69 stellv.

leitender Bischof der , 1961–67 Mitglied des Rates der .

12

Konrad Müller, Jg. 1900, Jurist, 1959–70 Präsident des Oberkirchenrates in Schwerin. Vgl. Stier, Christoph: »Um der Kirche willen« –

Regelüberprüfung und kirchenleitendes Handeln in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs. In: Vollnhals, Clemens ( ):

Die Kirchenpolitik der  und die Staatssicherheit. Eine Zwischenbilanz. Berlin 1996 (Analysen und Dokumente; 7), S. 423.

13

Wilhelm Gasse, Jg. 1907, 1963 Oberkirchenrat in Schwerin, 1967 Leiter der Evangelischen Akademie von Mecklenburg.

14

Georg Steinbrecher, Jg. 1902, evangelischer Pfarrer, 1958–70 Landessuperintendent im Kirchenkreis Wismar.

15

Alfred Kardinal Bengsch, Jg. 1921, katholischer Priester, 1961 Bischof von Berlin, 1962 Erzbischof, Teilnehmer am Zweiten Vatikanischen

Konzil, 1967 Kardinal, 1976 Vorsitzender der Berliner Bischofskonferenz.

16

Gerhard Schaffran, Jg. 1912, katholischer Priester, 1962 Weihbischof in Görlitz, Teilnehmer am Zweiten Vatikanischen Konzil, 1970–87 Bischof

in Meißen.

17

Hugo Aufderbeck, Jg. 1909, katholischer Prieseter, 1962 Titularbischof von Arca und Weihbischof in Erfurt, 1964 Generalvikar und Dompropst

für den thüringischen Teil des Bistums Fulda in Erfurt, Teilnehmer am Zweiten Vatikanischen Konzil.

18

Heinrich Theissing, Jg. 1917, katholischer Priester, 1963–70 Weihbischof in Berlin, 1971 Bischöflicher Kommissar in Schwerin, 1973 dort

Apostolischer Administrator.

19

Theodor Schmitz, Jg. 1916, katholischer Priester, 1961 bischöflicher Ordinariatsrat in Berlin, 1970–79 Generalvikar Kardinal Bengschs für den

Osten.

20

Paul Dissemond, Jg. 1920, katholischer Priester, 1962–68 Akademikerseelsorger im Bistum Berlin, 1966–94 Mitglied im Geistlichen Rat des

Diözese, 1968 Sekretär, 1985 Generalsekretär der Berliner Bischofskonferenz.

21

Otto Groß, Jg. 1917, katholischer Priester, 1958–74 Chefredakteur der Berliner Kirchenzeitung »St. Hedwigsblatt«, 1962–74 Ordinariatsrat im

Bischöflichen Ordinariat Berlin, 1964 Vorsitzender der Diözesangeschäftsstelle des Diözesan-Caritasverbandes Berlin für die , 1966

Päpstlicher Hausprälat. Vgl. Seiler, Jörg: Otto Groß (1917–1974) und seine Zusammenarbeit mit der Stasi. Anmerkungen zur Einordnung der

-Akte »Otto«. In: Theologie der Gegenwart 59(2016)4, S. 252–267.

22

Verfassung der  v. 6.4.1968, »Artikel 20 (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat unabhängig von seiner Nationalität,

seiner Rasse, seinem weltanschaulichen oder religiösen Bekenntnis, seiner sozialen Herkunft und Stellung die gleichen Rechte und Pflichten.

Gewissens- und Glaubensfreiheit sind gewährleistet. Alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich.«

23

Erich Correns, Jg. 1896, Chemiker, 1949 Nationalpreis der , 1950–81 Präsident des Nationalrats der Nationalen Front, 1951 ordentliches

Mitglied der Deutschen Akademie der Wissenschaften, 1957 Mitglied des Forschungsrats.

24

Vgl. Correns, Erich: Der Träger der Verfassung ist das Volk. Aus dem Bericht über die Ergebnisse der Volksaussprache zum Entwurf der neuen,

sozialistischen Verfassung der Deutschen Demokratischen Republik, über die Änderungen zum Verfassungsentwurf und Begründung des

gemeinsamen Antrages aller Fraktionen zur Annahme der Verfassung. In:  v. 27.3.1968, http://zefys.staatsbibliothek-berlin.de/ddr-

presse/ergebnisanzeige/?purl=SNP2532889X-19680327-0-2-18-0 (letzter Zugriff: 1.7.2018). Vgl. den relevanten Auszug in: Henkys, Reinhard:

Bund der Evangelischen Kirchen in der . Dokumente zu seiner Entstehung. Witten, Frankfurt/M., Berlin 1970 (  dokumentation; 1),

S. 118.
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25

Verfassung der  v. 6.4.1968: »  39. (1) Jeder Bürger der Deutschen Demokratischen Republik hat das Recht, sich zu einem religiösen

Glauben zu bekennen und religiöse Handlungen auszuüben. (2) Die Kirchen und anderen Religionsgemeinschaften ordnen ihre

Angelegenheiten und üben ihre Tätigkeit aus in Übereinstimmung mit der Verfassung und den gesetzlichen Bestimmungen der Deutschen

Demokratischen Republik. Näheres kann durch Vereinbarungen geregelt werden.«

26

Johannes Zinke, Jg. 1903, katholischer Priester, 1946–68 Leiter der Hauptvertretung des Deutschen Caritasverbandes in Berlin bzw.

Zentralstelle Ost des Deutschen Caritasverbandes in Berlin-Ost, 1951–68 Geschäftsträger des Kommissariats der Fuldaer Bischofskonferenz in

Berlin, 1950–68 Sekretär der Berliner Ordinarienkonferenz, 1952 Mitglied im Zentralkomitee der deutschen Katholiken.
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